
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtverwaltung wird beauftragt, vor Schulen, an denen es in den letzten 6 Monaten 
vermehrt zu Raub- und Gewaltdelikten gekommen ist, Sicherheitsdienste abzustellen. Diese 
sollen vorrangig zu Schulschluss vor der jeweiligen Schule und im nahen Umfeld kontrollieren 
und Überfälle abwehren. 
Es ist zu prüfen, inwieweit bestehende Verträge mit Sicherheitsfirmen angepasst werden können 
oder eine zeitliche Umsetzung des Personals erfolgen kann. 


